
Am 23.05.23 BM Hubertus Heil und StM Petra Köpping in Hoyerswerda 
  
Thema: 
Gerechte Rente, die Lohnmauer zwischen OST und WEST und ein Mindestlohn von 15 Euro. 
  
  
Wir als Verein RTR waren dabei und haben unsere berechtigten Forderungen zum 
Ausdruck gebracht: 
  
  
  
Grundsätzlich braucht Deutschland eine Rentenreform mit dem Ziel: „ALLE zahle in die 
Rentenkasse ein“ 
  
  
Mindestlohn: 15,00 € 
  
Das ist eigentlich ein Armutszeugnis für die Gewerkschaften, wenn der Staat eingreifen muss. 
Erinnert so an den RKV der DDR! 
  
Benötigen Tarifbindung, dies muss gesetzlich geregelt werden! 
   
Härtefallfonds: 
  
Er löst das Problem der Berufs- und Personengruppen nicht, das ist keine Anerkennung der 
Lebensleistung, wenn weit über 90 % „LEER“ ausgehen! 
  
Diskussion über die Zugangskriterien des HFF: 
  

·      vor 1952 geboren                           -  muss wegfallen, keine Jahresbegrenzung  
·      Grundsicherung…830,00 €            - Armutsgrenze festlegen,  ca. 1.400,00 € 
·      Rentenbescheid vom 01.01.2021   - Rentenhöhe zum Rentenbeginn   
·      muss ein Kind geboren haben        - muss wegfallen 

  
  
Dann könnte man über 50 % der Betroffenen ihre Lebensleistung anerkennen. 
  
Schaffung eines Gerechtigkeitsfonds für „Alle“ Betroffene würde zur sozialen Befriedung 
beitragen; dazu muss in Berlin der politische Wille vorhanden sein. Hat auch was mit der 
Wertschätzung des Vereinigungsprozesses zu tun! 
  
Deshalb bemühen wir uns als Verein seit einem halben Jahr um einen Gesprächstermin mit dem 
Bundesminister H. Heil und deshalb sind wir am 23.05.24 von DD nach Hoyerswerda 
gekommen, um unser Anliegen und unsere berechtigten Forderungen erneut anzusprechen! 
  
Die Lebensleistung wird mit dem HFF in keiner Weise anerkannt. 
Das ist ein Affront gegenüber allen Betroffenen, der Berufs- und Personengruppen und deren 
Familien in Ostdeutschland. 
  
  
 
 



Fazit von Hoyerswerda: 
  
Der Bundesminister prüft einen Termin in Berlin; ob er persönlich dabei sein wird oder auf 
Ebene Staatssekretär, wird noch geklärt. 
  
Er kann zum jetzigen Zeitpunkt keine Versprechen abgeben, ob in dieser Legislaturperiode noch 
Veränderungen möglich sind. 
 

 
 


